
þ BERLIN (rtr/ap/blt). Der Klimawan-
del wird einer Studie des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung
(DIW) zufolge in Deutschland bis
zum Jahr 2050 volkswirtschaftliche
Schäden in Höhe von fast 800 Milliar-
den Euro verursachen, wenn jetzt kei-
ne zusätzlichen Schutzmaßnahmen
getroffen werden.

Der Klimawandel werde, sollte er un-
gebremst weitergehen, in den kom-
menden rund 50 Jahren in Deutsch-
land durchschnittlich zu realen ge-
samtwirtschaftlichen Wachstumsein-
bußen von bis zu 0,5 Prozentpunkten
pro Jahr führen, prognostiziert die Au-
torin der Studie, Claudia Kemfert. Ab-
gesehen von Ausnahmen wie dem
Tourismus an den norddeutschen Küs-
ten würden fast alle Wirtschaftszwei-

ge unter dem Temperaturanstieg lei-
den. Die höchsten Anpassungskosten
werden energieintensiven Branchen
wie Metallerzeugung und Chemie vo-
rausgesagt. Denn Energie, so das
DIW, werde durch die Folgen des Kli-
mawandels deutlich teurer: Den Kraft-
werken – auch Kernkraftwerken –
fehlt bei Wasserknappheit das Kühl-
wasser; der Ölpreis ist durch Wirbel-
stürme erheblichen Preissprüngen
ausgesetzt.

„Vor allem für börsennotierte Unter-
nehmen wird der Klimawandel eine
wichtige Rolle spielen“, stellt Kemfert
fest. Die Anleger würden genau prü-
fen: Ist ein Unternehmen vom Klima-
wandel betroffen? Oder ist es sogar
ein Mitverursacher?

Die DIW-Wissenschaftlerin kritisier-
te, derzeit herrsche beim Thema Kli-

maschutz Hysterie: „Jeden Tag wird
eine neue Sau durchs Dorf getrieben.“
Man könne aber beispielsweise den
Deutschen ihre Fernreisen nicht ver-
bieten. Erforderlich für den Klima-
schutz seien vielmehr neue Technolo-
gien, damit Flugzeuge oder Autos kei-
ne oder sehr viel weniger Treibhausga-
se ausstoßen. Hier müsse ab sofort
mehr Geld fließen.

Der Chef der Umweltbehörde der
Vereinten Nationen, Achim Steiner,
sagte unterdessen, er hoffe auf einen
Durchbruch beim Gipfel der wirt-
schaftsstärksten Nationen (G-8-Staa-
ten), der im Juni von Deutschland aus-
gerichtet wird. „Nur wenn Europa und
die USA (beim Klimaschutz) vorlegen,
werden andere Länder mitziehen“, sag-
te Steiner mit Blick auf China und In-
dien.

Dax
Schlusskurs

6447,70
(-176,29)

Dow Jones
Schlusskurs

12.133,40
(+57,44)

Euro
16 Uhr, New York

1,3224 $
(+0,0028)

DIE RHEINPFALZ
im Internet

www.rheinpfalz.de

Finanzminister Steinbrück (SPD) ver-
teidigte den Gesetzentwurf gestern ge-
gen Kritik auch aus den eigenen Rei-
hen. Die Entlastung sei kein Steuerge-
schenk an die Firmen, sondern siche-
re Deutschlands Wettbewerbsfähig-
keit. Da die von den Unternehmen zu
zahlende Gegenfinanzierung erst zeit-
verzögert greift, wird die Steuerre-
form Bund, Länder und Gemeinden
2008 knapp 6,5 Milliarden Euro kos-
ten. Dieser Betrag wird nach den Be-
rechnungen des Bundesfinanzministe-

riums im Jahr 2010 auf rund
6,8 Milliarden Euro steigen,
bevor er dann ab dem darauf
folgenden Jahr sinkt.

Nach dem jetzt vorgelegten
Gesetzesentwurf wird es ab
dem Jahr 2009 ferner eine Ab-
geltungssteuer in Höhe von
pauschal 25 Prozent auf alle
Kapitaleinkünfte geben, also

auf Zinsen, Dividenden und Veräuße-
rungsgewinne. Die Steuer wird von
den Banken einbehalten und an den
Fiskus abgeleitet. Laut Steinbrück
bleibt der Sparerfreibetrag erhalten.

Die Bundesregierung will künftig
auch eine Zinsschranke einführen.
Mit diesem neuen Instrument will sie
verhindern, dass international operie-
rende Konzerne ihre Gewinne in Län-
dern mit niedrigeren Steuersätzen ver-
steuern, zugleich aber hohe Zinsen als
Auslandskredite hier zu Lande steuer-

mindernd geltend machen. Da eine
Freigrenze in Höhe von einer Million
Euro festgesetzt wurde, geht die Bun-
desregierung davon aus, dass nur
Großkonzerne betroffen sind.

Bei der Opposition, SPD-Linken
und Gewerkschaften hat die Reform
Kritik ausgelöst. Der DGB nannte sie
sozial ungerecht und sprach von einer
Umverteilung von unten nach oben.
IG-Metall-Chef Peters sagte, bei hohen
Gewinnen und vollen Auftragsbü-
chern den Unternehmen Geld nachzu-
schmeißen, sei absurd. Der Sprecher
der SPD-Fraktionslinken, Rossmann,
wird mit den Worten zitiert: „Die
Mehrwertsteuer wurde von uns nicht
um drei Prozent erhöht, um jetzt mit
dem Geld Konzerne in Milliardenhöhe
dauerhaft zu entlasten. Das wider-
spricht sozialdemokratischen Wertvor-
stellungen.“
 —Kommentar, Hintergrund: Seite 2

þ TRIER/MAINZ (jüm). Gerhard
Herzog wird voraussichtlich Anfang
nächster Woche auf seinen alten Ar-
beitsplatz bei der Aufsichts- und
Dienstleistungsdirektion (ADD) in
Trier zurück kehren. Dies bestätigte
eine ADD-Sprecherin auf Anfrage.

Herzog war zunächst von der Lan-
desregierung ins rheinland-pfälzi-
sche Partnerland Ruanda geschickt
worden, um unter anderem die Wirt-
schaftskontakte zu koordinieren, wie
es hieß. Dass er dafür eine monatli-
che Zulage zu seinem Gehalt von
3800 Euro bekommen sollte, löste ei-
nen Proteststurm vor allem bei jenen
Bürgern aus, die sich seit Jahren eh-
renamtlich für die Partnerschaft en-
gagieren. Daraufhin wurde der

60-jährige frühere FCK-Manager wie-
der zurückbeordert. Gestern beschäf-
tigte der Fall den Mainzer Landtag.

Gerhard Herzog werde erneut im
Referat „Grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit, Presse und Öffent-
lichkeit“ mit „koordinierenden Auf-
gaben“ betraut, so die ADD. Zu sei-
nem Arbeitsgebiet werde es wieder
gehören, für Lehrer, die aus gesund-
heitlichen Gründen nicht mehr im
Schulunterricht eingesetzt werden
können, eine Beschäftigungsalterna-
tive in der öffentlichen Verwaltung
zu finden. Außerdem solle Herzog
darauf achten, dass Anfragen des
Bürgerbeauftragten an die Trierer Be-
hörde bearbeitet und fristgemäß be-
antwortet werden.
 —Leitartikel Seite 2, Südwest

þ BERLIN (ddp). Bundespräsident
Horst Köhler hat sich in einer Video-
Botschaft direkt an die Geiselnehmer
der beiden in Irak entführten Deut-
schen gewandt und sich für deren
Freilassung eingesetzt.

In der gestern Nachmittag in der ARD
erstmals ausgestrahlten Mitteilung,
die zeitgleich auch dem arabischen
Sender Al Jazeera zur Verfügung ge-
stellt wurde, forderte Köhler die Gei-
selnehmer auf, die vor fünf Wochen
entführte 61-jährige Frau und deren
Sohn „umgehend freizulassen“. Der
Bundespräsident betonte: „Es gibt
kein politisches Ziel, das die Entfüh-
rung oder die Tötung unschuldiger

Menschen rechtfertigt. Keine Religion
erlaubt ein solches Verhalten.“

Die Entführer hatten am Wochenen-
de gedroht, die Geiseln zu töten, falls
die Bundeswehr ihre Soldaten aus Af-
ghanistan nicht binnen zehn Tagen ab-
ziehe. Köhler sagte in seiner gestrigen
Video-Botschaft weiter: „In Irak ist
schon zuviel unschuldiges Blut vergos-
sen worden. Halten Sie ein! Geben Sie
die Geiseln ihren Familien zurück.“
Die Frau und ihr Sohn waren am 6.
Februar in Bagdad verschleppt wor-
den. Beide leben bereits seit vielen Jah-
ren in Irak. Die Frau ist angeblich mit
einem irakischen Arzt verheiratet. Der
Sohn soll im irakischen Außenministe-
rium tätig gewesen sein.

Auch der Islamrat für die Bundesre-
publik setzt sich für die entführten
Deutschen ein. Der Ratsvorsitzende
Ali Kizilkaya appellierte gestern in ei-
nem Interview an die Geiselnehmer,
die beiden Deutschen „so schnell wie
möglich freizulassen“. Derartige Ge-
walttaten seien aus islamischer Sicht
nicht zu rechtfertigen. Sie dienten
auch „keiner Sache“. Kizilkaya beton-
te, er könne sich nur schwer vorstel-
len, dass die Tat einen islamischen
Hintergrund habe.

Die Geiselnehmer hatten sich in ih-
rem per Video gestellten Ultimatum
als Mitglieder einer Gruppe mit dem
Namen „Pfeile der Rechtschaffenheit“
bezeichnet.

3,4 Millionen Euro
für BASF-Chef Hambrecht
LUDWIGSHAFEN (jeu). BASF-Chef
Hambrecht hat im vergangenen Jahr
3,426 Millionen Euro verdient. Das
geht aus dem Finanzbericht 2006
des Chemiekonzerns hervor, der erst-
mals den inzwischen gesetzlich gefor-
derten Ausweis der Vergütung für je-
des einzelne Vorstandsmitglied ent-
hält. BASF-Vizechef Eggert Vosche-
rau erhält 2,276 Millionen Euro. Die
Aufwendungen für den 2006 von
acht auf neun Mitglieder aufgestock-
ten Vorstand stiegen im vergangenen
Jahr, in dem die BASF einen Rekord-
gewinn von 3,2 Milliarden Euro ein-
fuhr, um 25,5 Prozent auf 19,2 Millio-
nen Euro. Mit ihren Bezügen liegen
die BASF-Vorstände hinter den Top-
verdienern deutscher Spitzenkonzer-
ne.  —Wirtschaft

Nach fast 16 Monaten Haft in Iran
ist der Pfälzer Donald Klein wieder
zu Hause in Lambsheim. „Alles in
Ordnung. Mir geht's gut“, sagte
Klein zu den wartenden Journalis-
ten, denen er sich gestern am
Fenster seines Hauses in Lambs-
heim kurz zeigte. Der 53-Jährige
war am frühen Morgen auf dem
Frankfurter Flughafen gelandet, wo
ihn seine Familie und Mitarbeiter
des Auswärtigen Amtes in Emp-
fang nahmen. Ein Sprecher des

Berliner Ministeriums sagte der
RHEINPFALZ, dass die iranischen
Behörden das Ausreisevisum über-
raschend schnell erteilt hätten.
Nachdem Klein am späten Diens-
tagnachmittag das Visum bekom-
men hatte, sei es dank der guten
Zusammenarbeit mit der Lufthansa
gelungen, ihm einen Platz in der
nächsten Maschine zu sichern, die
gestern morgen um 3 Uhr (Orts-
zeit) in Teheran startete. (rhp/au/
Foto: ddp) —Seite 3

RHEINPFALZ ONLINE

Weltweit an den Börsen
kräftige Kurseinbußen
 —Wirtschaft

Raschig stärkt den
Standort Ludwigshafen
   —Wirtschaft

Autor mit Pfälzer Wurzeln:
John Katzenbach im Interview
   —Kultur

Bayer 04 und Werder
im Uefa-Cup-Viertelfinale
   —Sport

Wie eine Neustadter Drehtür
die Behörden rotieren lässt
   —Südwest

Urteil: Wohnungsverkauf
kann erzwungen werden

 —Zeitgeschehen

Tinnitus: Lernen, mit dem
Ohrgeräusch zu leben

  —Ratgeber Gesundheit

Kehrt nach Trier zurück: Gerhard
Herzog.  —ARCHIVFOTO: VIEW

þ KOBLENZ (kad). Die akustische und
optische Wohnraumüberwachung,
wie sie nach dem Polizei- und Ord-
nungsbehördengesetz des Landes
Rheinland-Pfalz erlaubt ist, verstößt
nicht gegen die Landesverfassung.
Dies hat der Verfassungsgerichtshof
Rheinland-Pfalz in Koblenz gestern
entschieden. Ein Binger Rechtsanwalt
hatte Verfassungsbeschwerde einge-
legt, weil er die Auffassung vertrat, die-
se Form des Lauschangriffs zum Zwe-
cke der Gefahrenabwehr verstoße ge-
gen das Grundrecht auf Unverletzt-
lichkeit der Wohnung. Im Gegensatz
zu den Bestimmungen auf Bundesebe-
ne, die über eine Grundgesetzände-
rung legitimiert worden seien, fehle
eine entsprechende Änderung der Lan-
desverfassung. Die Koblenzer Richter
folgten der Auffassung des Rechtsan-
walts in keinem Punkt. (Aktenzei-
chen: VGH B 1/06) —Südwest

þ MAINZ (kad). Die Rundfunkkom-
mission der Länder nimmt nach dem
Streit um die Einführung der Rund-
funkgebühren für PCs Anlauf zur
Neuordnung der Gebührenerhebung.
Am Mittwoch wird das Thema in Ber-
lin besprochen. Das bestätigte ges-
tern der Chef der Mainzer Staatskanz-
lei, Martin Stadelmaier (SPD).

Bisher wird die Abgabe bezogen auf
die einzelnen Empfangsgeräte erho-
ben. Die Beibehaltung dieses Grund-
satzes sei „ausdrücklich“ denkbar, sag-
te Stadelmaier, der auf Staatssekretärs-
ebene Vorsitzender der Rundfunkkom-
mission ist. Allerdings sei dafür eine
„Generalüberholung“ nötig. Andere
Modelle sehen eine Bürgerabgabe vor
oder eine Wohnungssteuer bis hin zu

einer Erhöhung allgemeiner Steuern,
etwa der Mehrwertsteuer.

Welcher Vorschlag sich als Favorit
erweise, sei vorab noch nicht zu sa-
gen. Mit einer Entscheidung sei frü-
hestens im Oktober zu rechnen. Dies
hänge vom Gang der politischen Bera-
tungen ab und vom Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts. Vor dem Gericht
ist der Gebührenstreit zwischen den
öffentlich-rechtlichen Anstalten ARD
und ZDF und der Rundfunkkommissi-
on anhängig. Die Sender haben ge-
klagt, weil die Politiker die von der
Kommission zur Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs der Rundfunkanstalten
(KEF) berechnete Gebührenerhöhung
um 28 Cent herabgesetzt haben. Der-
zeit beträgt die Rundfunkgebühr 17,03
Euro im Monat.

þ BERLIN (rod/rhp). Das Bundeskabinett
hat gestern die Reform der Unternehmens-
steuer verabschiedet. Demnach soll die Steu-
erlast für Kapitalgesellschaften ab 2008 von
derzeit 38,65 auf 29,83 Prozent der zu ver-
steuernden Gewinne gesenkt werden. Die
Reform bringt den Unternehmen netto eine
Entlastung von fünf Milliarden Euro bei vol-
ler Wirkung aller Maßnahmen.

Herzog nächste Woche wieder in Trier
Nach Rückkehr aus Ruanda erneut mit „koordinierenden Aufgaben“ betraut

HEUTE

Köhler richtet Botschaft an Entführer
Irakische Geiselnehmer sollen Mutter und Sohn „umgehend freilassen“

Nur wenige Branchen und Regionen
in Deutschland profitieren laut DIW
vom Klimawandel. Mit dabei: der
Nordsee-Tourismus.  —FOTO: AP

Lauschangriff
rechtens

Anlauf für Änderung
bei Rundfunkgebühren
Abgabe oder Steuererhöhung denkbar

Kabinett stimmt umstrittener
Unternehmensteuerreform zu
Steuersatz sinkt um knapp neun Punkte auf 29,83 Prozent – Kritik vom DGB

„Der Klimawandel kommt Deutschland teuer“
Wirtschaftsforscher rechnen mit Schäden in Höhe von 800 Milliarden Euro bis zum Jahr 2050
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Donald Klein wieder daheim

Börsen

Heute mit dem
Freizeitmagazin LEO
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